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2. Mitglieder durch E tse d  g







1. R Gielen Dr. Mallmann Dr. Hahn
2. R Dr. Lemhöfer Dr. Silberkühl Dr. Bayer
3. R van Schewick Dr. Pagenkopf Dr. Borgs-
Maciejewski
4. R Prof. Dr. Dr.
Berkemann
Hien Dr. Lemmel
5. R Dr. Pietzner Schmidt Dr. Rothkegel
6. R Albers Eckertz-Höfer Büge
7. R Dr. Paetow Dr. Bardenhewer Kley
8. R Sailer Krauß Golze
9. R Dr. Bender Dawin Dr. Henkel
10. R Gödel Czapski Mayer
11. R Prof. Dr. Bonk Dr. Storost Dr. Kugele
1. D Gödel Czapski Mayer
2. D Dr. Lemhöfer Alb er s Gödel
1. WD Wolbring Dr. Honnacker Dr. von Heimburg
2. WD
Großer
Dr. Schwandt Dr. Widmaier Dr. von Heimburg
Senat VRi Bermel VRi Dr. Niehues Prof. Dr. Dr.
Berkemann
C. Zugehörigkeit zu mehreren Senaten und Vertretung
I. Zugehörigkeit zu mehreren Senaten
Die Tätigkeit im Gemeinsamen Senat der obersten Gerichtshöfe
des Bundes geht der Tätigkeit am Bundesverwaltungsgericht,
die Tätigkeit im Großen Senat jeder sonstigen Tätigkeit vor.
II. Vertretung der Vorsitzenden
Bei Verhinderung aller Mitglieder eines Senats ist Vorsitzender
der dienstälteste nach III. berufene Richter.
. III. Vertretung der Beisitzer
1. Die beisitzenden Richter vertreten sich innerhalb der Senate
,. gemäß der nach § 4 VwGO i. V. m. § 21 g GVG zu treffenden
Anordnung.
Im übrigen vertreten, beginnend mit dem dienstjüngsten Bei¬
sitzer,
a) bei den Revisionssenaten
aa) sich gegenseitig die Beisitzer des 1. und 9. Senats,
die Beisitzer des 2. und 6. Senats,
die Beisitzer des 7. und 8. Senats,
die Beisitzer des 10. und 11. Senats,
bb) die Beisitzer des 3. Senats die des 4. Senats,
die Beisitzer des 4. Senats die des 5. Senats,
die Beisitzer des 5. Senats die des 3. Senats;
b) bei den Disziplinarsenaten
die Beisitzer des 1. und 2. Senats sich gegenseitig, bei
deren Verhinderung die Beisitzer des 2. R-Senats;
c) bei den Wehrdienstsenaten
die Beisitzer des 1. und 2. Senats sich gegenseitig.
2. Die Vertretung der beisitzenden Richter von Senat zu Senat
bei den Disziplinär- und W ehrdiensts enaten jeweils läng¬
stens für eine Sitzungs eriode   beginnt am 1. Januar 1998
mit dem dienstjüngsten Beisitzer und setzt sich in der Rei¬
henfolge des Dienstalters fort. Ist der hiernach berufene Ver¬
treter verhindert, so tritt der nächste an seine Stelle. Der Ver¬
hinderte hat die Vertretung beim nächsten Vertretungsfall
nicht nachzuholen.
Soweit über Nr. 1 Buchst, a und b hinaus in den Revisions¬
und Disziplinarsenaten eine Vertretung erforderlich wird,
werden alle Richter von allen beisitzenden Richtern der Revi-
sions- und Disziplinarsenate, beginnend mit dem dienstjüng¬
sten und fortlaufend in der Reihenfolge des Dienstalters, ver¬
treten.
3. Für den Fall der Verhinderung der Mitglieder der Wehr¬
dienstsenate und ihrer regelmäßigen Vertreter (§ 73 Abs. 2
Satz 4 WDO) werden die Richter Gödel und Czapski zu zeit¬
weiligen Mitgliedern der Wehrdienstsenate bestellt. Sie ver¬
treten die verhinderten Mitglieder der Wehrdiensts enate in
der angegebenen Reihenfolge nach der Folge der Verhinde¬
rungsfälle jeweils längstens für die Dauer einer Sitzungsperi¬
ode. Ist der hiernach berufene Vertreter verhindert, so tritt
der nächste mit der Maßgabe an seine Stelle, daß der Verhin¬
derte dessen nächsten Vertretungsfall übernimmt.
4. Wird eine Vertretung unter den Senaten erforderlich, so wird
der Vertreter auf Anforderung des Vorsitzenden des eine Ver¬
tretung benötigenden Senats vom Vorsitzenden des vertreten¬
den Senats nach Maßgabe des Geschäftsverteilungsplanes
benannt.
Die Feststellung der richtigen Besetzung des aufnehmenden
Senats bleibt durch diese Regelung unberührt. 5  
IV. Vertretung im Großen Senat
Bei Verhinderung eines Mitglieds und seines bestellten Vertre¬
ters werden die Mitglieder des jeweiligen Senats nach der Rei¬
henfolge ihres Dienstalters zur Vertretung herangezogen.
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, A. Sachliche Zuständigkeit der Senate
I. Senat
1. Körperschaftsteuer und Feststellungen gemäß § 47 KStG.
2. Vergütungen von Körperschaftsteuer gemäß §§ 36b bis 36e
ßStG sowie Verwaltungsakte, zu denen Fragen der § 20 Abs.
1 Nr. 3/§ 36 Abs. 2 Nr. 3 EStG, § 5 Abs. 3/§ 12 UmwStG 1977,
§ 4 Abs. 5/§ 10 UmwStG 1995 streitig sind.
3. Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer) und geson¬
derte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und
b, Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) die Anwendung des Sechsten Teils des UmwStG 1977
(§§ 20 bis 23), des Achten Teils (§§ 20 bis 23), des
Zehnten Teils (§ 25) und des Elften Teils (§26 Abs. 2)
des UmwStG 1995,
b) die Anwendung des DMBilG,
c) den Verlustabzug für ausländische Einkünfte näch § 2a
Abs. 3 und 4 EStG, § 2 AIG,
d) die beschränkte Steuerpflicht (eins chließlich Fälle des
§ 1 Abs. 3 EStG), das Außensteuergesetz, die §§ 34c, 34d
EStG und/oder die Auslegung von Doppelbesteüerungs-
abkommen,
c) Tarifvorschrift gemäß § 32b Abs. 1 Nr. 2 EStG,
auch soweit daneben noch andere Fragen streitig sind.
4. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i 
Sinne der Nummern 1, 2 und 3 Buchstabe a bis d.
5. § 9 Nr. 7 und § 12 Abs. 3 Nr. 4 GewStG.
6. Einheitliche und gesonderte Feststellung gemäß § 180 Abs. 5
AO 1977.
7. Steuerabzug vom Kapitalertrag (einschließlich Pausch¬
steuer gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über steuerrechtliche
Maßnahmen bei Erhöhun  des Nennkapitals aus Gesell¬
schaftsmitteln und bei Überlassung von eigenen Aktien an
Arbeitnehmer und Zinsabschlagsteuer) und Erstattung der
Kapitalertragsteuer gemäß §§ 44b und 44c EStG.
8. Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen gemäß   50a
EStG.
9. Gesonderte Feststellung von . Besteuerungsgrundlagen
gemäß § 18 AStG.
10. Kapitalverkehrsteuern.
11. Kirchensteuer mit Ausnahme der Haftungsfälle, für die der
VII. Senat zuständig ist.
12. Allgemeines Abgabenrecht, soweit eine Steuerstreitigkeit
a) die Auskunfterteilung nach Maßgabe eines Rechtshilfe-,
Amtshilfe- oder Doppelb esteuerungsabkommens, des
§  7 AO 1977 und/oder des EG-Amtshilfe-Gesetzes oder
b) die Weitergabe von Informationen an ausländische




2. Feststellung von Grundbesitzwerten.
3. Gesonderte Feststellung des Wertes der in § 11 Abs. 2 BewG
bezeichneten Anteile an inländischen Kapitalgesellschaf¬
ten.
4. Erbschaft- und Schenkungsteuer.
5. Grunderwerbsteuer.
6. Vermögensteuer.
7. Gesonderte und einheitliche Feststellungen nach § 180 Abs.
1 Nr. 3 AO 1977.
8. Grundsteuer.





14. Örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuem.
15. Lastenausgleichsabgaben.
III. Senat
1. Ein o  ensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 2 AO 1977, betreffend die
Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen mit den
Anfangsbuchstaben S (ohne Sch), T bis Z, soweit nicht der
IV. Senat (Nummer 1 Buchstabe b der Zuständigkeit des
IV. Senats) oder der VIII. Senat (Nummer 1 Buchstabe a der
Zuständigkeit des VIII. Senats) zuständig ist.
2. Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer), betreffend
außergewöhnliche Belastungen, wenn nur diese streitig
sind.
3. Arbeitnehmervergünstigungen nach dem BerlinFG.
4. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften im
Sinne der Nummer 1.
5. InvestitionsZulagen.
6. Beförderungsteuer und Straßengüterverkehrsteuer.
IV. Senat
1. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 1Ö0
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft,
b) Ein ünfte aus gewerblicher Tierzucht oder gewerblicher
Tierhaltung,
c) Einkünfte aus selbständiger Arbeit natürlicher Personen
mit dem Anfangsbuchstab en A bis M.
. Gesonderte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buch¬
stabe a, Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb für Personengesellschaf¬
ten mit den Anfangsbuchstaben A bis J,
b) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus gewerb¬
licher Tierzucht oder gewerblicher Tierhaltung für alle
Personengesellschaften,
c) Einkünfte aus selbständiger Arbeit für die Personellge¬
sellschaften mit den Anfangsbuchstab en A bis M.
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften im
Sinne der Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2.
4. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit den Anfangsbuch¬
staben A bis M, bei denen die Abgrenzung zwischen Ein¬
künften aus selbständiger Arbeit und Einkünften aus Gewer¬
bebetrieb streitig ist.
5. Gesonderte Teilwertfeststellung gemäß § 55 Abs. 5 EStG in
Verbindung mit § 179 Abs. 1 und 2 AO 1977.
V. Senat
Umsatzsteuer mit Ausnahme der Nummern 1 Buchstabe a,
3 Buchstabe b und 5 beim VII. Senat und der Nummer 5 beim
XI. Senat.
VI. Senat
1. Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer), betreffend
a) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, mit Ausnahme
der Nummer 3 beim I. Senat,
der Streitsachen, für die der IX. Senat zuständig ist,
der Nummer 3 beim X. Senat und
der Nummer 1 Buchstabe c beim XI. Senat.
b) Sonderausgaben gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG,
c) Veranlagung bei Bezug von Einkünften aus nichtselb¬
ständiger Arbeit, soweit ausschließlich die Anwendbar¬
keit des § 46 EStG streitig ist,
d) §§ 31, 32, 32a, 62 bis 78 EStG.
2. Lohnsteuer, mit Ausnahme
der Nummer 3 Buchstabe b beim VII. Senat.
3. Gesonderte Feststellung der Einkünfte aus nichtselbständi¬
ger Arbeit.
4. Bergmannsprämien.
5. Vermögens wirksame Leistungen und Steuerermäßigungen
nach den Vermögensbildungsgesetzen.
VII. Senat
1. Zölle und Verbrauchsteuern (§ 10 Abs. 2 Satz 2 FGO) sowie
Marktordnungs s achen
a) Zölle, andere Einfuhr- und Ausfuhrabgaben (Art. 4
Nrn. 10 und 11 des Zollkodex) einschließlich der im
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Zusammenhang mit der Einfu r anfallenden Einfuhr¬
umsatzsteuer und besonderen Verbrauchsteuem, Zoll¬
tarif,
b) bundesgesetzlich geregelte Verbrauchsteuem (Artikel
108 Abs. 1 GG), soweit nicht unter die vorherige Rege¬
lung fallend, sowie Finanzmonopole, ,
c) Marktordnungssachen (§ 34 MOG).
2. Angelegenheiten nach dem Steuerberatungsgesetz (§ 33
Abs. lNr. 3FGO).
3. Streitigkeiten aus dem allgemeinen Abgabenrecht und Pro¬
zeßrecht betreffend
a) Steuergeheimnis, wenn nur diese Frage streitig und
nicht der I. Senat zuständig ist (Nummer 12 der Zustän¬
digkeit des I. Senats),
b) Haftung für Kirchensteuer, Lohnsteuer und Umsatz¬
steuer, wenn diese nicht auf dem Einzelsteuergesetz
beruhen und Grund oder Höhe der Steuer nicht streitig
ist,
c) Aufrechnung, Abtretung von Ansprüchen aus dem Steu¬
ers chuldverhältnis un  Abrechnungsbescheide, wenn
nicht zugleich die Steuerfestsetzung streitig ist und
nicht der I. Senat zuständig ist (Nummer 2 der Zustän¬
digkeit des I. Senats),
d) Verwaltungsakte wegen Zwangsmitteln (§ 328 AO
1977),
e) Vollstreckung einschließlich der Zwangsvollstreckung
nach der ZPO, ohne Arrestanordnung und Arrestvollzie¬
hung, ferner ausgenommen die Aufteilung von Gesamt¬
schulden,
f) Kostenansatz und Kostenfestsetzung für gerichtliche
Verfahren, soweit nicht nur die Wertberechnung streitig
ist, mit Ausnahme der Nichterhebung von Kosten
gemäß § 8 GKG,
g) landesrechtlich geregelte Kosten.
4. Kraftfahrzeugsteuer.
5. Umsatzsteuer, wenn lediglich streitig ist, welcher Nummer
des Zolltarifs ein Gegenstand zuzuordnen ist.




a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
nach § 17 EStG und  esonderte Feststellung dieser Ein¬
künfte gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 2 AO
1977,
b) Einkünfte aus Kapitalvermögen,
c) Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Gewinns.
2. Gesonderte Feststellun  gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buch¬
stabe a, Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb für Personengesellschaf¬
ten mit den Anfangsbuchstaben K bis Z, soweit nicht
der IV. Senat (Nummer 2 Buchstabe b der Zuständigkeit
des IV. Senats) zuständig ist,
b) Einkünfte aus Kapitalvermögen.
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften im
Sinne der Nummer 2 Buchstabe a.
IX. Senat
1. Einkommensteuer, betreffend
a) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (auch im
Lohnsteuerermäßigungsverfahren, mit Ausnahme der
Streitsachen, in denen ausschließlich die Anwendbar¬
keit des § 39a EStG streitig ist) einschließlich der Über¬
gangsregelungen in § 52 Abs. 21 EStG und gesonderte
Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a, Abs. 2
AO 1977, betreffend Einkünfte aus Vermietung und Ver¬
pachtung,
b) den Vorkostenabzug gemäß § lOi EStG (auch im Lohn¬
steuerermäßigungsverfahren, mit Ausnahme der Streit¬
sachen, in denen ausschließlich die Anwendbarkeit des
§ 39a EStG streitig ist).
2. Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz.
X. Senat
1. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 2 AO 1977, betreffend Ein¬
künfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
mit den Anfangsbuchstaben A bis K, soweit nicht der IV.
Senat (Nr. 1 Buchstabe b der Zuständigkeit des IV. Senats)
oder der VIII. Senat (Nummer 1 Buchstabe a der Zuständig¬
keit des VIII. Senats) zuständig ist.
2. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a, Abs. 2 AO 1977, betreffend sonstige
Einkünfte.
3. Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer), betreffend
a) Sonderausgaben gemäß §§ io, 10b, 10c EStG, mit Aus¬
nahme von Streitigkeiten, die nur § 10 Abs. 1 Nr. 7 oder
nur Tarifvorschriften der §§ 32 bis 32b EStG betreffen,
b) Abzugsbeträge wie Sonderausgaben (einschließlich
gesonderter Feststellun en)  emäß §§ 10e bis 10h EStG,
§ 7 FördG,
c) Steuerermäßigung gemäß §§ 34f, 34g EStG mit Aus¬
nahme von Streiti keiten, die nur Tarif vors chriften der
§§ 32 bis 32b EStG betreffen.
4. Steuerermäßigung gemäß §§ 16, 17 BerlinFG, wenn nur
diese streitig ist.
5. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften im





a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen und
gesonderte Feststellung dieser Einkünfte gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 2 AO 1977 für Personen
mit den Anfangsbuchstaben L bis R und Sch, soweit
nicht der IV. Senat (Nummer 1 Buchstabe b der Zustän¬
digkeit des IV. Senats) oder der VIII. Senat (Nummer 1
Buchstabe a der Zuständigkeit des VIII. Senats) zustäi
dig ist, - w
b) Verlustabzug, wenn Fragen des § lOd EStG streitig sind,
c) Abfindungen wegen Auflösung des Dienstverhältnisses
(§ 3 Nr. 9 EStG) und Entschädi ungen im Sinne des § 24
Nr. 1 EStG bei Einkünften aus nichts elbständiger Arbeit
(einschließlich Lohnsteuer), auch soweit daneben noch
andere Fragen streitig sind, mit Ausnahme der Zustän¬
digkeit des I. Senats nach Nummer 3.
2. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften im
Sinne der Nummer 1 Buchstabe a.
3. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und b, Abs. 2 AO 1977, betreffend
Einkünfte aus selbständiger Arbeit natürlicher Personen
und von Pers onenges ells chaften mit den Anfangsbuchsta-
ben N bis Z.
4. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit den Anfangsbuch¬
staben N bis Z, bei denen die Abgrenzung zwischen Ein¬
künften aus selbständiger Arbeit und Einkünften aus Gewer¬
bebetrieb streitig ist.
5. Umsatzsteuer, mit Ausnahme der Nummern 1 Buchstabe a,
3 Buchstabe b und 5 beim VII. Senat, von Steuerpflichtigen
mit den Anfangsbuchstaben T bis Z, soweit die Streitsachen
in den Kalenderjahren bis 1997 beim Bundesfinanzhof ein¬
gegangen sind und soweit nicht (auch) Fragen des BerlinFG
streitig sind.
Großer Senat
Fälle des § 11 Abs. 2 und 4 sowie des § 184 Abs. 2 Nr. 5 FGO.
Ergänzende Regelungen
I. Übergreifende Zuständigkeiten
1. Ist eine Entscheidun  zu mehreren Steuern und/oder Steu¬
erfestsetzungen und/oder gesonderten Feststellungen ange-
fochten, welche nach den vorstehenden Regeln in die
Zuständigkeit mehrerer Senate fallen, ist zunächst der Senat
zuständig, in dessen Aufgabengebiet die Sache mit dem
höchsten Streitwert fällt. Sind Schätzungen der Umsätze
und der Einkünfte zugleich angegriffen, tritt an Stelle des V.
bzw. des XI. Senats zunächst der I., III., IV., VIII., IX., X.
oder XI. Senat.
2. Der gemäß Nummer 1 zuständige Senat ist allgemein zustän¬
dig für diejenigen Entscheidungen und Verfahrensmaßnah¬
men, welche aus prozeßrechtlichen Gründen nur einheitlich
ergehen können, insbesondere für
a) die Verwerfung des Rechtsmittels als unzulässig,
b) die Zwischenentscheidung über die Zulässigkeit des
Rechtsmittels,
c) die Entscheidung über den Antrag auf Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand wegen Versäumung der Rechtsmit¬
telfrist oder der Revisionsbegründungsfrist,
d) aufhebende Urteile gemäß § 119 FGO, sofern die Rüge
das Urteil im ganzen erfaßt,
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e) die Entscheidung über die Zulässigkeit der Klage, sofern
diese einheitlich erhoben war, sowie im Falle des Arti¬
kels 3 § 1 VGFGEntlG (ab 1. Januar 1993: § 62 Abs. 3
Satz 3 FGO),
f) die Entscheidung über den Antrag auf Verlängerung der
Revisionsbegründungsfrist.
3. Bei der Zuständigkeit gemäß Nummer 1 verbleibt es, wenn
zu den mehreren Steuern oder Steuerfestsetzungen oder
gesonderten Feststellungen nur solche Rechtsfragen streitig
sind, die einheitlich zu entscheiden sind, oder im Fall der
Nummer 1 Satz 2 außer der Schätzung keine andere umsatz¬
steuerliche Rechtsfrage streitig ist, oder zu der nicht in der
allgemeinen Zuständigkeit des gemäß Nummer 1 zuständi¬
gen Senats liegenden Steuer nur unzulässige Verfahrensrü-
gen erhoben worden sind.
4. Ist der Rechtsstreit nicht auf Grund einer Entscheidung
gemäß der Nummer 2 abgeschlossen und sind die Voraus¬
setzungen üb ergreifender Zuständigkeit gemäß der Nummer
3 nicht erfüllt, wird durch die Trennung der Verfahren
jeweils die Zuständigkeit des nach den allgemeinen Regeln
der Geschäftsverteilung zuständigen Senats begründet und
entfällt die Zuständigkeit gemäß den Nummern 1 und 2.
5. Für Anträge auf Prozeßkostenhilfe zur künftigen Einlegung
eines Rechtsmittels oder vor Begründung der Revision ver¬
bleibt es bei der Regelung der Nummer 1. Die Regelung der
Nummer 4 greift erst ein, wenn  ach Antragstellung die
Revision zulässig eingelegt und begründet oder die
Beschwerde zulässig eingelegt worden ist und die Verfahren
zur Hauptsache getrennt worden sind.
6. Sind mehrere Entscheidungen angefochten, die denselben
Steuerpflichtigen betreffen, sind aber zu den mehreren
Steuern oder Steuerfestsetzungen oder gesonderten Feststel¬
lungen nur materielle Rechtsfragen streitig, über die bei
Zulässigkeit des Rechtsmittels einheitlich entschieden wer¬
den muß, ist der in Nummer 1 Satz 1 bezeichnete Senat
zuständig. Der gemäß Nummer 1 Satz 2 in Verbindung mit
den allgemeinen Regeln der Geschäftsverteilung zuständige
Senat ist auch für die Umsatzsteuer zuständig, wenn dem
einen angefochtenen Urteil eine Schätzung der Einkünfte,
dem anderen eine Schätzung der Umsätze zu runde liegt,
mit beiden Rechtsmitteln die Schätzungen angegriffen wur¬
den und über keine andere umsatzsteuerrechtliche Frage zu
entscheiden ist.
7. Die Zuständigkeit der einzelnen Senate für die ihnen
geschäftsverteilungsmäßig zugewiesenen Rechtsgebiete
ird nur dann begründet, wenn diese Rechtsgebiete streitig
sind.
II. Abgrenzung der Zuständigkeit
zwischen dem I., III., IV., V., VI., VIII., IX., X.
und XI. Senat
1. Vorbehaltlich der Zuständigkeit des I. Senats gemäß Teil A
Nrn. 2 und 3 Buchstabe a bis e und des XI. Senats gemäß
Teil A Nr. 1 Buchstabe c besteht bei Streitigkeiten mit meh¬
reren Streitpunkten folgende Zuständigkeitsrangfolge (ent¬
sprechend der Reihenfolge):
Betrifft ein Streitpunkt
a) die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus
gewerblicher Tierzucht oder Tierhaltung,
ist der IV. Senat,
b) die Einkünfte aus selbständiger Arbeit,
ist der IV. oder XI. Senat,
c) die Einkünfte aus Gewerbebetrieb,
ist der I., III., IV., VIII., X. oder XI. Senat,
d) die Einkünfte aus Kapitalvermögen oder die Steuerbe¬
günstigung des nicht entnommenen Gewinns,
ist der VIII. Senat,
e) den Verlustabzug nach § lOd EStG,
ist der XI. Senat,
f) die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung ein¬
schließlich der Übergangsregelungen in § 52 Abs. 21
EStG, die Eigenheimzulage oder den Vorkostenabzug
nach § lOi EStG,
ist der IX. Senat,
e) die sonstigen Einkünfte, die Sonderausgaben gemäß § 10
(mit Ausnahme des Absatzes 1 Nr. 7), §§ 10b, 10c EStG,
die Abzugsbeträge wie Sonderausgaben gemäß §§ lOe
bis 10h EStG, § 7 FördG oder die Steuerermäßigung
gemäß §§ 34f, 34g EStG, §§ 16,17 BerlinFG,
ist der X. Senat
zuständig.
2. Ist streitig, ob Einkünfte oder Ausgaben den Einkünften aus
Land- und Forstwirtschaft, den Einkünften aus gewerblicher
Tierhaltung oder gewerblicher Tierzucht oder den Einkünf¬
ten aus selbständiger Arbeit zuzurechnen sind, ist der IV.
oder XI. Senat zuständig. Ist die Art der Einkünfte oder die
Art der Ausgaben bei den anderen Einkunftsarten streitig,
richtet sich die Zuständigkeit nach der positiven Sachent¬
scheidung der Vorinstanz. Hat diese über die Art der Ein¬
künfte oder die Art der Ausgaben nicht entschieden, so rich¬
tet sich die Zuständigkeit nach der Entscheidung der
Behörde.
3. Ergibt sich die Zuständigkeit weder nach den Zuständig-
keitsregelungen für Einkommensteuer bei dem I., III., IV.,
VI., VIII., IX., X. oder XI. Senat noch nach den vorstehenden
Ausnahme- und Abgrenzungsregelungen, so ist der Senat
zuständig, in dessen Aufgabengebiet die überwiegenden
streitbefangenen Einkünfte fallen.
4. Sofern die Geschäftsverteilung in Fällen der gesonderten
Feststellung im Sinne des § 180 Abs. 1 und 2 AO 1977 bzw.
bei der Umsatzsteuer eine buchstabenmäßige Abgrenzung
vorsieht, wird sie wie folgt vorgenommen:
a) Trägt die Firmenbezeichnung Familiennamen, so ist
immer der erste Buchstabe des ersten Familiennamens
maßgebend,
b) in den übrigen Fällen ist immer der erste Buchstabe der
Firmenbezeichnung maßgebend.
5. Sofern die Ges chäfts Verteilung eine buchstab enmäßige
Abgrenzung vorsieht, gilt folgendes:
a) In den Fällen, in denen der Steuerpflichtige verstorben
oder in Konkurs gefallen ist oder einen Steuererstat-
tungsanspruch abgetreten hat, richtet sich die Zustän¬
digkeit nach dessen Familiennamen/Firmenbezeich-
nung und dessen Verhältnissen (vgl. Nummer 3).
b) Bei Ehegatten, die Doppelnamen führen oder von denen
einer einen Doppelnamen führt bzw. die ihren jeweili¬
gen Geburtsnamen nach der Eheschließung beibehalten
und keinen gemeinsamen Ehenamen führen, ist grund¬
sätzlich der Name des Ehegatten maßgeblich, der die
streitigen Einkünfte erzielt hat, d. h. bei Doppelnamen
der erste des Doppelnamens. Haben beide Ehegatten
streiti e Einkünfte erzielt, richtet sich die Zuständigkeit
nach dem Namen des Ehegatten, dessen Anfan sbuch¬
stabe in der Reihenfolge des Alphabets als früherer
genannt ist.
6. In Haftungsfällen richtet sich die Zuständigkeit nach dem
Namen des Steuerschuldners, in dessen Person die Steuer¬
ansprüche entstanden sind.
III. Abgabenordnung 1977 (AO 1977),
Reichsab abenordnung und Finanzgerichtsordnung
(FGO)
einschließlich der jeweiligen Nebengesetze 
1. Die vorstehenden Zuständigkeitsregelungen betreffen auch
alle Nebenverfahren, z. B. die Verfahren über die Nichtzu¬
lassungsbeschwerde und den vorläufigen Rechtsschutz
(§§ 69, 114 FGO) und auch solche Verfahren, die sich zwar
aus dem Hauptverfahren ergeben, mit diesem aber in kei¬
nem sachlichen Zusammenhang stehen (z. B. wegen Ord¬
nungsgeld gegen nicht erschienene Zeugen).
2. Vorbehaltlich der Zuständigkeit des VII. Senats (Nummer 3
der Zuständigkeit des VII. Senats) entscheiden grundsätz¬
lich die Fachsenate über Fragen der Abgabenordnung und
der Finanzgerichtsordnung. Das gilt auch für Streitsachen
über Säumniszuschläge, VerspätungsZuschläge, Zinsen und
die Streitwertfestsetzung.
3. Streitsachen über die Anordnung und Durchführung einer
a) überwiegend Veranlagun steuern umfassenden Betriebs¬
prüfung bzw. Außenprüfung (§§ 193 ff. AO 1977) ent¬
scheidet der zuständige Ertragsteuers enat,
b) eine einzelne Steuerart betreffende Prüfung in entspre¬
chender Anwendung der vorstehenden Nummer 2 der
für die jeweilige Steuerart zuständige Fachsenat.
IV. Übergangsregelungen
1. Anhängi e Streitsachen gehen von dem bisher zuständigen
Senat auf den auf Grund der Änderung des Geschäftsvertei-
lungsplans neu zuständig gewordenen Senat in der Verfah¬
rensla e über, in der sie sich befinden. Nach Gerichtsbe¬
scheid, Mitteilung nach Artikel 1 Nr. 7 BFHEntlG, münd¬
licher Verhandlung, Vorlage an den Großen Senat, den
Gemeinsamen Senat, das Bundesverfassun sgericht oder
den Euro äischen Gerichtshof tritt keine Änderung der
Zuständigkeit mehr ein, es sei denn, der Senat verliert die
Zuständigkeit f r diesen Rechtsbereich insgesamt.
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Zusammenhang mit der Einfu r anfallenden Einfuhr¬
umsatzsteuer und besonderen Verbrauchsteuem, Zoll¬
tarif,
b) bundesgesetzlich geregelte Verbrauchsteuem (Artikel
108 Abs. 1 GG), soweit nicht unter die vorherige Rege¬
lung fallend, sowie Finanzmonopole, ,
c) Marktordnungssachen (§ 34 MOG).
2. Angelegenheiten nach dem Steuerberatungsgesetz (§ 33
Abs. lNr. 3FGO).
3. Streitigkeiten aus dem allgemeinen Abgabenrecht und Pro¬
zeßrecht betreffend
a) Steuergeheimnis, wenn nur diese Frage streitig und
nicht der I. Senat zuständig ist (Nummer 12 der Zustän¬
digkeit des I. Senats),
b) Haftung für Kirchensteuer, Lohnsteuer und Umsatz¬
steuer, wenn diese nicht auf dem Einzelsteuergesetz
beruhen und Grund oder Höhe der Steuer nicht streitig
ist,
c) Aufrechnung, Abtretung von Ansprüchen aus dem Steu¬
ers chuldverhältnis un  Abrechnungsbescheide, wenn
nicht zugleich die Steuerfestsetzung streitig ist und
nicht der I. Senat zuständig ist (Nummer 2 der Zustän¬
digkeit des I. Senats),
d) Verwaltungsakte wegen Zwangsmitteln (§ 328 AO
1977),
e) Vollstreckung einschließlich der Zwangsvollstreckung
nach der ZPO, ohne Arrestanordnung und Arrestvollzie¬
hung, ferner ausgenommen die Aufteilung von Gesamt¬
schulden,
f) Kostenansatz und Kostenfestsetzung für gerichtliche
Verfahren, soweit nicht nur die Wertberechnung streitig
ist, mit Ausnahme der Nichterhebung von Kosten
gemäß § 8 GKG,
g) landesrechtlich geregelte Kosten.
4. Kraftfahrzeugsteuer.
5. Umsatzsteuer, wenn lediglich streitig ist, welcher Nummer
des Zolltarifs ein Gegenstand zuzuordnen ist.




a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
nach § 17 EStG und  esonderte Feststellung dieser Ein¬
künfte gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 2 AO
1977,
b) Einkünfte aus Kapitalvermögen,
c) Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Gewinns.
2. Gesonderte Feststellun  gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buch¬
stabe a, Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb für Personengesellschaf¬
ten mit den Anfangsbuchstaben K bis Z, soweit nicht
der IV. Senat (Nummer 2 Buchstabe b der Zuständigkeit
des IV. Senats) zuständig ist,
b) Einkünfte aus Kapitalvermögen.
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften im
Sinne der Nummer 2 Buchstabe a.
IX. Senat
1. Einkommensteuer, betreffend
a) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (auch im
Lohnsteuerermäßigungsverfahren, mit Ausnahme der
Streitsachen, in denen ausschließlich die Anwendbar¬
keit des § 39a EStG streitig ist) einschließlich der Über¬
gangsregelungen in § 52 Abs. 21 EStG und gesonderte
Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a, Abs. 2
AO 1977, betreffend Einkünfte aus Vermietung und Ver¬
pachtung,
b) den Vorkostenabzug gemäß § lOi EStG (auch im Lohn¬
steuerermäßigungsverfahren, mit Ausnahme der Streit¬
sachen, in denen ausschließlich die Anwendbarkeit des
§ 39a EStG streitig ist).
2. Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz.
X. Senat
1. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 2 AO 1977, betreffend Ein¬
künfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
mit den Anfangsbuchstaben A bis K, soweit nicht der IV.
Senat (Nr. 1 Buchstabe b der Zuständigkeit des IV. Senats)
oder der VIII. Senat (Nummer 1 Buchstabe a der Zuständig¬
keit des VIII. Senats) zuständig ist.
2. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a, Abs. 2 AO 1977, betreffend sonstige
Einkünfte.
3. Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer), betreffend
a) Sonderausgaben gemäß §§ io, 10b, 10c EStG, mit Aus¬
nahme von Streitigkeiten, die nur § 10 Abs. 1 Nr. 7 oder
nur Tarifvorschriften der §§ 32 bis 32b EStG betreffen,
b) Abzugsbeträge wie Sonderausgaben (einschließlich
gesonderter Feststellun en)  emäß §§ 10e bis 10h EStG,
§ 7 FördG,
c) Steuerermäßigung gemäß §§ 34f, 34g EStG mit Aus¬
nahme von Streiti keiten, die nur Tarif vors chriften der
§§ 32 bis 32b EStG betreffen.
4. Steuerermäßigung gemäß §§ 16, 17 BerlinFG, wenn nur
diese streitig ist.
5. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften im





a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen und
gesonderte Feststellung dieser Einkünfte gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, Abs. 2 AO 1977 für Personen
mit den Anfangsbuchstaben L bis R und Sch, soweit
nicht der IV. Senat (Nummer 1 Buchstabe b der Zustän¬
digkeit des IV. Senats) oder der VIII. Senat (Nummer 1
Buchstabe a der Zuständigkeit des VIII. Senats) zustäi
dig ist, - w
b) Verlustabzug, wenn Fragen des § lOd EStG streitig sind,
c) Abfindungen wegen Auflösung des Dienstverhältnisses
(§ 3 Nr. 9 EStG) und Entschädi ungen im Sinne des § 24
Nr. 1 EStG bei Einkünften aus nichts elbständiger Arbeit
(einschließlich Lohnsteuer), auch soweit daneben noch
andere Fragen streitig sind, mit Ausnahme der Zustän¬
digkeit des I. Senats nach Nummer 3.
2. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften im
Sinne der Nummer 1 Buchstabe a.
3. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und b, Abs. 2 AO 1977, betreffend
Einkünfte aus selbständiger Arbeit natürlicher Personen
und von Pers onenges ells chaften mit den Anfangsbuchsta-
ben N bis Z.
4. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit den Anfangsbuch¬
staben N bis Z, bei denen die Abgrenzung zwischen Ein¬
künften aus selbständiger Arbeit und Einkünften aus Gewer¬
bebetrieb streitig ist.
5. Umsatzsteuer, mit Ausnahme der Nummern 1 Buchstabe a,
3 Buchstabe b und 5 beim VII. Senat, von Steuerpflichtigen
mit den Anfangsbuchstaben T bis Z, soweit die Streitsachen
in den Kalenderjahren bis 1997 beim Bundesfinanzhof ein¬
gegangen sind und soweit nicht (auch) Fragen des BerlinFG
streitig sind.
Großer Senat
Fälle des § 11 Abs. 2 und 4 sowie des § 184 Abs. 2 Nr. 5 FGO.
Ergänzende Regelungen
I. Übergreifende Zuständigkeiten
1. Ist eine Entscheidun  zu mehreren Steuern und/oder Steu¬
erfestsetzungen und/oder gesonderten Feststellungen ange-
fochten, welche nach den vorstehenden Regeln in die
Zuständigkeit mehrerer Senate fallen, ist zunächst der Senat
zuständig, in dessen Aufgabengebiet die Sache mit dem
höchsten Streitwert fällt. Sind Schätzungen der Umsätze
und der Einkünfte zugleich angegriffen, tritt an Stelle des V.
bzw. des XI. Senats zunächst der I., III., IV., VIII., IX., X.
oder XI. Senat.
2. Der gemäß Nummer 1 zuständige Senat ist allgemein zustän¬
dig für diejenigen Entscheidungen und Verfahrensmaßnah¬
men, welche aus prozeßrechtlichen Gründen nur einheitlich
ergehen können, insbesondere für
a) die Verwerfung des Rechtsmittels als unzulässig,
b) die Zwischenentscheidung über die Zulässigkeit des
Rechtsmittels,
c) die Entscheidung über den Antrag auf Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand wegen Versäumung der Rechtsmit¬
telfrist oder der Revisionsbegründungsfrist,
d) aufhebende Urteile gemäß § 119 FGO, sofern die Rüge
das Urteil im ganzen erfaßt,
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e) die Entscheidung über die Zulässigkeit der Klage, sofern
diese einheitlich erhoben war, sowie im Falle des Arti¬
kels 3 § 1 VGFGEntlG (ab 1. Januar 1993: § 62 Abs. 3
Satz 3 FGO),
f) die Entscheidung über den Antrag auf Verlängerung der
Revisionsbegründungsfrist.
3. Bei der Zuständigkeit gemäß Nummer 1 verbleibt es, wenn
zu den mehreren Steuern oder Steuerfestsetzungen oder
gesonderten Feststellungen nur solche Rechtsfragen streitig
sind, die einheitlich zu entscheiden sind, oder im Fall der
Nummer 1 Satz 2 außer der Schätzung keine andere umsatz¬
steuerliche Rechtsfrage streitig ist, oder zu der nicht in der
allgemeinen Zuständigkeit des gemäß Nummer 1 zuständi¬
gen Senats liegenden Steuer nur unzulässige Verfahrensrü-
gen erhoben worden sind.
4. Ist der Rechtsstreit nicht auf Grund einer Entscheidung
gemäß der Nummer 2 abgeschlossen und sind die Voraus¬
setzungen üb ergreifender Zuständigkeit gemäß der Nummer
3 nicht erfüllt, wird durch die Trennung der Verfahren
jeweils die Zuständigkeit des nach den allgemeinen Regeln
der Geschäftsverteilung zuständigen Senats begründet und
entfällt die Zuständigkeit gemäß den Nummern 1 und 2.
5. Für Anträge auf Prozeßkostenhilfe zur künftigen Einlegung
eines Rechtsmittels oder vor Begründung der Revision ver¬
bleibt es bei der Regelung der Nummer 1. Die Regelung der
Nummer 4 greift erst ein, wenn  ach Antragstellung die
Revision zulässig eingelegt und begründet oder die
Beschwerde zulässig eingelegt worden ist und die Verfahren
zur Hauptsache getrennt worden sind.
6. Sind mehrere Entscheidungen angefochten, die denselben
Steuerpflichtigen betreffen, sind aber zu den mehreren
Steuern oder Steuerfestsetzungen oder gesonderten Feststel¬
lungen nur materielle Rechtsfragen streitig, über die bei
Zulässigkeit des Rechtsmittels einheitlich entschieden wer¬
den muß, ist der in Nummer 1 Satz 1 bezeichnete Senat
zuständig. Der gemäß Nummer 1 Satz 2 in Verbindung mit
den allgemeinen Regeln der Geschäftsverteilung zuständige
Senat ist auch für die Umsatzsteuer zuständig, wenn dem
einen angefochtenen Urteil eine Schätzung der Einkünfte,
dem anderen eine Schätzung der Umsätze zu runde liegt,
mit beiden Rechtsmitteln die Schätzungen angegriffen wur¬
den und über keine andere umsatzsteuerrechtliche Frage zu
entscheiden ist.
7. Die Zuständigkeit der einzelnen Senate für die ihnen
geschäftsverteilungsmäßig zugewiesenen Rechtsgebiete
ird nur dann begründet, wenn diese Rechtsgebiete streitig
sind.
II. Abgrenzung der Zuständigkeit
zwischen dem I., III., IV., V., VI., VIII., IX., X.
und XI. Senat
1. Vorbehaltlich der Zuständigkeit des I. Senats gemäß Teil A
Nrn. 2 und 3 Buchstabe a bis e und des XI. Senats gemäß
Teil A Nr. 1 Buchstabe c besteht bei Streitigkeiten mit meh¬
reren Streitpunkten folgende Zuständigkeitsrangfolge (ent¬
sprechend der Reihenfolge):
Betrifft ein Streitpunkt
a) die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus
gewerblicher Tierzucht oder Tierhaltung,
ist der IV. Senat,
b) die Einkünfte aus selbständiger Arbeit,
ist der IV. oder XI. Senat,
c) die Einkünfte aus Gewerbebetrieb,
ist der I., III., IV., VIII., X. oder XI. Senat,
d) die Einkünfte aus Kapitalvermögen oder die Steuerbe¬
günstigung des nicht entnommenen Gewinns,
ist der VIII. Senat,
e) den Verlustabzug nach § lOd EStG,
ist der XI. Senat,
f) die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung ein¬
schließlich der Übergangsregelungen in § 52 Abs. 21
EStG, die Eigenheimzulage oder den Vorkostenabzug
nach § lOi EStG,
ist der IX. Senat,
e) die sonstigen Einkünfte, die Sonderausgaben gemäß § 10
(mit Ausnahme des Absatzes 1 Nr. 7), §§ 10b, 10c EStG,
die Abzugsbeträge wie Sonderausgaben gemäß §§ lOe
bis 10h EStG, § 7 FördG oder die Steuerermäßigung
gemäß §§ 34f, 34g EStG, §§ 16,17 BerlinFG,
ist der X. Senat
zuständig.
2. Ist streitig, ob Einkünfte oder Ausgaben den Einkünften aus
Land- und Forstwirtschaft, den Einkünften aus gewerblicher
Tierhaltung oder gewerblicher Tierzucht oder den Einkünf¬
ten aus selbständiger Arbeit zuzurechnen sind, ist der IV.
oder XI. Senat zuständig. Ist die Art der Einkünfte oder die
Art der Ausgaben bei den anderen Einkunftsarten streitig,
richtet sich die Zuständigkeit nach der positiven Sachent¬
scheidung der Vorinstanz. Hat diese über die Art der Ein¬
künfte oder die Art der Ausgaben nicht entschieden, so rich¬
tet sich die Zuständigkeit nach der Entscheidung der
Behörde.
3. Ergibt sich die Zuständigkeit weder nach den Zuständig-
keitsregelungen für Einkommensteuer bei dem I., III., IV.,
VI., VIII., IX., X. oder XI. Senat noch nach den vorstehenden
Ausnahme- und Abgrenzungsregelungen, so ist der Senat
zuständig, in dessen Aufgabengebiet die überwiegenden
streitbefangenen Einkünfte fallen.
4. Sofern die Geschäftsverteilung in Fällen der gesonderten
Feststellung im Sinne des § 180 Abs. 1 und 2 AO 1977 bzw.
bei der Umsatzsteuer eine buchstabenmäßige Abgrenzung
vorsieht, wird sie wie folgt vorgenommen:
a) Trägt die Firmenbezeichnung Familiennamen, so ist
immer der erste Buchstabe des ersten Familiennamens
maßgebend,
b) in den übrigen Fällen ist immer der erste Buchstabe der
Firmenbezeichnung maßgebend.
5. Sofern die Ges chäfts Verteilung eine buchstab enmäßige
Abgrenzung vorsieht, gilt folgendes:
a) In den Fällen, in denen der Steuerpflichtige verstorben
oder in Konkurs gefallen ist oder einen Steuererstat-
tungsanspruch abgetreten hat, richtet sich die Zustän¬
digkeit nach dessen Familiennamen/Firmenbezeich-
nung und dessen Verhältnissen (vgl. Nummer 3).
b) Bei Ehegatten, die Doppelnamen führen oder von denen
einer einen Doppelnamen führt bzw. die ihren jeweili¬
gen Geburtsnamen nach der Eheschließung beibehalten
und keinen gemeinsamen Ehenamen führen, ist grund¬
sätzlich der Name des Ehegatten maßgeblich, der die
streitigen Einkünfte erzielt hat, d. h. bei Doppelnamen
der erste des Doppelnamens. Haben beide Ehegatten
streiti e Einkünfte erzielt, richtet sich die Zuständigkeit
nach dem Namen des Ehegatten, dessen Anfan sbuch¬
stabe in der Reihenfolge des Alphabets als früherer
genannt ist.
6. In Haftungsfällen richtet sich die Zuständigkeit nach dem
Namen des Steuerschuldners, in dessen Person die Steuer¬
ansprüche entstanden sind.
III. Abgabenordnung 1977 (AO 1977),
Reichsab abenordnung und Finanzgerichtsordnung
(FGO)
einschließlich der jeweiligen Nebengesetze 
1. Die vorstehenden Zuständigkeitsregelungen betreffen auch
alle Nebenverfahren, z. B. die Verfahren über die Nichtzu¬
lassungsbeschwerde und den vorläufigen Rechtsschutz
(§§ 69, 114 FGO) und auch solche Verfahren, die sich zwar
aus dem Hauptverfahren ergeben, mit diesem aber in kei¬
nem sachlichen Zusammenhang stehen (z. B. wegen Ord¬
nungsgeld gegen nicht erschienene Zeugen).
2. Vorbehaltlich der Zuständigkeit des VII. Senats (Nummer 3
der Zuständigkeit des VII. Senats) entscheiden grundsätz¬
lich die Fachsenate über Fragen der Abgabenordnung und
der Finanzgerichtsordnung. Das gilt auch für Streitsachen
über Säumniszuschläge, VerspätungsZuschläge, Zinsen und
die Streitwertfestsetzung.
3. Streitsachen über die Anordnung und Durchführung einer
a) überwiegend Veranlagun steuern umfassenden Betriebs¬
prüfung bzw. Außenprüfung (§§ 193 ff. AO 1977) ent¬
scheidet der zuständige Ertragsteuers enat,
b) eine einzelne Steuerart betreffende Prüfung in entspre¬
chender Anwendung der vorstehenden Nummer 2 der
für die jeweilige Steuerart zuständige Fachsenat.
IV. Übergangsregelungen
1. Anhängi e Streitsachen gehen von dem bisher zuständigen
Senat auf den auf Grund der Änderung des Geschäftsvertei-
lungsplans neu zuständig gewordenen Senat in der Verfah¬
rensla e über, in der sie sich befinden. Nach Gerichtsbe¬
scheid, Mitteilung nach Artikel 1 Nr. 7 BFHEntlG, münd¬
licher Verhandlung, Vorlage an den Großen Senat, den
Gemeinsamen Senat, das Bundesverfassun sgericht oder
den Euro äischen Gerichtshof tritt keine Änderung der
Zuständigkeit mehr ein, es sei denn, der Senat verliert die
Zuständigkeit f r diesen Rechtsbereich insgesamt.
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2. Soweit sich Zuständigkeitsregelungen auf zur Zeit geltende
Gesetzesvorschriften beziehen, gelten sie auch für die ent¬
sprechenden Vorschriften in früher geltenden Gesetzen,
wenn in Streitsachen das frühere Recht maßgebend ist.
V. Anwendung des Geschäftsverteilungsplans
Bei Mei ungsverschiedenheiten zwischen verschiedenen
Senaten über Fragen der Geschäftsverteilung entscheidet das
Präsidium.
B. Besetzung der Senate mit Vertretungsregelung
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gosch
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Freiherr v. Schönberg und Wendt
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gschwendtner ,
für die Richter am Bundesfinanzhof ?






Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wagner
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Birkenfeld
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwakenberg
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Klenk
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Lange
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Kilches
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Schwakenberg und Dr. Lange
Richter am Bundesfinanzhof Hutter
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wagner, Dr. Birkenfeld und Dr. Klenk
I. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Widmann
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Wassermeyer
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Hofmeister
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gosch
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Ahmann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Mellinghoff
für den Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof Prof. Dr. Wassermeyer und Dr. Ahmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Pezzer
für die Richter am Bundesfinanzhof
Hofmeister und Dr. Gosch
II. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzende Richterin am Bundesfinanzhof
Dr. Hofmann
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sack
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Albrecht
Richter am Bundesfinanzhof Viskorf
Richter am Bundesfinanzhof Kilches
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dötsch
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Sack und Kilches
Richter am Bundesfinanzhof Wendt
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Albrecht und Viskorf
III. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Sunder-Plassmann
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Herden
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Brockmeyer
Richterin am Bundesfinanzhof Kaufmann
Richter am Bundesfinanzhof Steinhauff
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dürr
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Müller-Eis eit
für die Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof Brockmeyer, Kaufmann und Steinhauff
Richter am Bundesfinanzhof Rüsken
für die Richter am Bundes finanzhof
Herden und Dr. Dürr
IV. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Groh
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Freiherr von Schön¬
berg
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Kanzler
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Kempermann
Richter am Bundesfinanzhof Wendt
VI. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Mößlang
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Drenseck
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gorski
Richter am Bundesfinanzhof Thomas
Richterin am Bundesfinanzhof Völlmeke
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Lang \
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richterin am Bundesfinanzhof Kau mann
für den Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof Thomas und Völlmeke
Richter am Bundesfinanzhof Thürmer
für die Richter am Bundesfinanzhof






Richter am Bundesfinanzhof Dr. Hein
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Hohrmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Müller-Eiselt
Richter am Bundesfinanzhof Rüsken
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Fischer L.
für die Richter am Bundes finanzhof
Dr. Müller-Eiselt und Rüsken
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Ahmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Hein und Dr. Hohrmann
i
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Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Herrmann
Regelmä iger Vertreter:
Richterin am Bundesfinanzhof Ruban
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gschwendtner
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dötsch
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Alber
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wacker
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundes finanzhof Steinhauff
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Gschwendtner und Dr. Dötsch
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Christiansen
für die Richterinnen bzw. den Richter am Bundes¬
finanzhof Ruban, Dr. Alber und Dr. Wacker
IX. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Ebling
Regelmäßiger V ertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wolff-Diepenbrock
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Spindler
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Pezzer
Richter am Bundesfinanzhof Thürmer
Richter am Bundesfinanzhof Mellinghoff
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Viskorf
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wolff-Diepenbrock, Spindler und Dr. Pezzer
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Martin




Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Grube
Regelmäßiger Vertreter
Richter am Bundesfinanzhof von Groll
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Fischer P.
Richterin am Bundesfinanzhof Boeker
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Martin
Richter am Bundesfinanzhof Fischer L.
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dürr
für den Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof von Groll und Boeker
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Alber
für die Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof Dr. Fischer P., Dr. Martin und Fischer L.
XI. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Hellwig
Regelmäßiger Vertreter:
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Ebling
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Weber-Grellet
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Christiansen
Richter am Bundesfinanzhof Hutter
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Lange
für die Richterin bzw. den Richter am Bundesfinanz¬
hof Dr. Ebling und Dr. Christiansen
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Klenk
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Weber-Grellet und Hutter
Vorsitzender:
Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. Offerhaus
Vertreter:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Groh
Mitglieder und Vertreter:
I. Senat: Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Widmann
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Wassermeyer
II. Senat: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sack
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Albrecht
III. Senat: Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Sunder-Plassmann
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Herden
IV. Senat: Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Groh
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Kanzler
V. Senat: Präsident des Bundesfinanzhofs
Prof. Dr. Offerhaus
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wagne 
VI. Senat: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Drenseck
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Thomas
VII. Senat: Richter am Bundes finanzhof Dr. Hein
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Hohrmann
VIII. Senat: Richterin am Bundesfinanzhof Ruban
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Gschwendtner
IX. Senat: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wolff-Diepenbrock
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Spindler
X. Senat: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Fischer P.
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
von Groll
XI. Senat: Richterin am Bundesfinanzhof
Dr. Ebling
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Weber-Grellet
Fallen ein Mitglied und sein Vertreter aus, so tritt ein anderes
beisitzendes Mitglied des entsprechenden Senats jeweils in der
Reihenfolge des Dienstalters in den Großen Senat ein.
Anmerkungen
1. Soweit ein Richter mehreren Senaten angehört und von meh¬
reren Senaten gleichzeitig benötigt wird, geht die Anforde¬
rung desjenigen Senats vor, der zuerst in diesem Geschäfts¬
verteilungsplan aufgeführt ist.
2. Nach welchen Grundsätzen die Mitglieder an den Verfahren
mitwirken, bestimmen die Vorsitzenden der Senate (§ 21g
Abs. 2 GVG).
3. Fehlt bei einem Senat mit mehr als fünf Mitgliedern bei einer
Sitzung ein Richter, so tritt an seine Stelle der an sich für
diese Sitzung nach der Regelung des Vorsitzenden des
Senats ausgeschlossene Richter. Fehlen bei einem Senat mit
mehr als fünf Mitgliedern zwei Richter und ist dadurch der
Senat unterbesetzt, so tritt der Vertreter des dienstältesten
fehlenden Richters an dessen Stelle.
4. Im Falle der Verhinderung eines regelmäßigen Vertreters tritt
der zweite für Mitglieder desselben Senats bestimmte regel¬
mäßige Vertreter für ihn ein. Ein regelmäßiger Vertreter ist
auch dann verhindert, wenn er von dem Senat, in dem er
Mitglied ist, gleichzeitig zu einer Sitzung außerhalb des regel¬
mäßigen Sitzungstages beansprucht wird. Im Falle der Ver¬
hinderung beider regelmäßiger Vertreter bestimmt der Präsi¬
dent des Bundesfinanzhofs den dienstjüngsten verfügbaren
Richter zum Vertreter.
5. Für den Fall der Verhinderung des Vorsitzenden des Senats
und dessen Vertretung durch den regelmäßigen Vertreter gilt
dieser als fehlend.
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2. Soweit sich Zuständigkeitsregelungen auf zur Zeit geltende
Gesetzesvorschriften beziehen, gelten sie auch für die ent¬
sprechenden Vorschriften in früher geltenden Gesetzen,
wenn in Streitsachen das frühere Recht maßgebend ist.
V. Anwendung des Geschäftsverteilungsplans
Bei Mei ungsverschiedenheiten zwischen verschiedenen
Senaten über Fragen der Geschäftsverteilung entscheidet das
Präsidium.
B. Besetzung der Senate mit Vertretungsregelung
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gosch
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Freiherr v. Schönberg und Wendt
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gschwendtner ,
für die Richter am Bundesfinanzhof ?






Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wagner
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Birkenfeld
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwakenberg
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Klenk
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Lange
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Kilches
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Schwakenberg und Dr. Lange
Richter am Bundesfinanzhof Hutter
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wagner, Dr. Birkenfeld und Dr. Klenk
I. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Widmann
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Wassermeyer
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Hofmeister
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gosch
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Ahmann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Mellinghoff
für den Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof Prof. Dr. Wassermeyer und Dr. Ahmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Pezzer
für die Richter am Bundesfinanzhof
Hofmeister und Dr. Gosch
II. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzende Richterin am Bundesfinanzhof
Dr. Hofmann
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sack
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Albrecht
Richter am Bundesfinanzhof Viskorf
Richter am Bundesfinanzhof Kilches
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dötsch
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Sack und Kilches
Richter am Bundesfinanzhof Wendt
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Albrecht und Viskorf
III. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Sunder-Plassmann
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Herden
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Brockmeyer
Richterin am Bundesfinanzhof Kaufmann
Richter am Bundesfinanzhof Steinhauff
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dürr
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Müller-Eis eit
für die Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof Brockmeyer, Kaufmann und Steinhauff
Richter am Bundesfinanzhof Rüsken
für die Richter am Bundes finanzhof
Herden und Dr. Dürr
IV. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Groh
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Freiherr von Schön¬
berg
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Kanzler
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Kempermann
Richter am Bundesfinanzhof Wendt
VI. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Mößlang
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Drenseck
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gorski
Richter am Bundesfinanzhof Thomas
Richterin am Bundesfinanzhof Völlmeke
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Lang \
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richterin am Bundesfinanzhof Kau mann
für den Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof Thomas und Völlmeke
Richter am Bundesfinanzhof Thürmer
für die Richter am Bundesfinanzhof






Richter am Bundesfinanzhof Dr. Hein
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Hohrmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Müller-Eiselt
Richter am Bundesfinanzhof Rüsken
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Fischer L.
für die Richter am Bundes finanzhof
Dr. Müller-Eiselt und Rüsken
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Ahmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Hein und Dr. Hohrmann
i
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Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Herrmann
Regelmä iger Vertreter:
Richterin am Bundesfinanzhof Ruban
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gschwendtner
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dötsch
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Alber
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wacker
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundes finanzhof Steinhauff
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Gschwendtner und Dr. Dötsch
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Christiansen
für die Richterinnen bzw. den Richter am Bundes¬
finanzhof Ruban, Dr. Alber und Dr. Wacker
IX. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Ebling
Regelmäßiger V ertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wolff-Diepenbrock
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Spindler
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Pezzer
Richter am Bundesfinanzhof Thürmer
Richter am Bundesfinanzhof Mellinghoff
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Viskorf
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wolff-Diepenbrock, Spindler und Dr. Pezzer
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Martin




Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Grube
Regelmäßiger Vertreter
Richter am Bundesfinanzhof von Groll
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Fischer P.
Richterin am Bundesfinanzhof Boeker
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Martin
Richter am Bundesfinanzhof Fischer L.
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dürr
für den Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof von Groll und Boeker
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Alber
für die Richter bzw. die Richterin am Bundesfinanz¬
hof Dr. Fischer P., Dr. Martin und Fischer L.
XI. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Hellwig
Regelmäßiger Vertreter:
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Ebling
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Weber-Grellet
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Christiansen
Richter am Bundesfinanzhof Hutter
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Lange
für die Richterin bzw. den Richter am Bundesfinanz¬
hof Dr. Ebling und Dr. Christiansen
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Klenk
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Weber-Grellet und Hutter
Vorsitzender:
Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. Offerhaus
Vertreter:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Groh
Mitglieder und Vertreter:
I. Senat: Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Widmann
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Wassermeyer
II. Senat: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sack
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Albrecht
III. Senat: Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Sunder-Plassmann
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Herden
IV. Senat: Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Groh
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Dr. Kanzler
V. Senat: Präsident des Bundesfinanzhofs
Prof. Dr. Offerhaus
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wagne 
VI. Senat: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Drenseck
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Thomas
VII. Senat: Richter am Bundes finanzhof Dr. Hein
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Hohrmann
VIII. Senat: Richterin am Bundesfinanzhof Ruban
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Gschwendtner
IX. Senat: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wolff-Diepenbrock
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Spindler
X. Senat: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Fischer P.
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
von Groll
XI. Senat: Richterin am Bundesfinanzhof
Dr. Ebling
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Weber-Grellet
Fallen ein Mitglied und sein Vertreter aus, so tritt ein anderes
beisitzendes Mitglied des entsprechenden Senats jeweils in der
Reihenfolge des Dienstalters in den Großen Senat ein.
Anmerkungen
1. Soweit ein Richter mehreren Senaten angehört und von meh¬
reren Senaten gleichzeitig benötigt wird, geht die Anforde¬
rung desjenigen Senats vor, der zuerst in diesem Geschäfts¬
verteilungsplan aufgeführt ist.
2. Nach welchen Grundsätzen die Mitglieder an den Verfahren
mitwirken, bestimmen die Vorsitzenden der Senate (§ 21g
Abs. 2 GVG).
3. Fehlt bei einem Senat mit mehr als fünf Mitgliedern bei einer
Sitzung ein Richter, so tritt an seine Stelle der an sich für
diese Sitzung nach der Regelung des Vorsitzenden des
Senats ausgeschlossene Richter. Fehlen bei einem Senat mit
mehr als fünf Mitgliedern zwei Richter und ist dadurch der
Senat unterbesetzt, so tritt der Vertreter des dienstältesten
fehlenden Richters an dessen Stelle.
4. Im Falle der Verhinderung eines regelmäßigen Vertreters tritt
der zweite für Mitglieder desselben Senats bestimmte regel¬
mäßige Vertreter für ihn ein. Ein regelmäßiger Vertreter ist
auch dann verhindert, wenn er von dem Senat, in dem er
Mitglied ist, gleichzeitig zu einer Sitzung außerhalb des regel¬
mäßigen Sitzungstages beansprucht wird. Im Falle der Ver¬
hinderung beider regelmäßiger Vertreter bestimmt der Präsi¬
dent des Bundesfinanzhofs den dienstjüngsten verfügbaren
Richter zum Vertreter.
5. Für den Fall der Verhinderung des Vorsitzenden des Senats
und dessen Vertretung durch den regelmäßigen Vertreter gilt
dieser als fehlend.
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C. Gemeinsamer Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes (1997/1998)
I. Mitglieder kraft Gesetzes
1. Der Präsident des Bundesfinanzhofs
2. die Vorsitzenden der beteiligten Senate des Bundesfinanz¬
hofs
Bei Verhinderung des Präsidenten tritt sein Vertreter im Gro¬
ßen Senat, bei Verhinderung des Vorsitzenden eines beteiligten




Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanz¬
hof Hofmeister hof Dr. Gosch
II. Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanz¬
hof Dr. Albrecht hof Viskorf
III. Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanz¬
hof Herden hof Brockmeyer
IV. Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanz¬
hof Prof. Dr. Kanzler hof Dr. Frhr. von Schönberg
V. Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanz¬
hof Dr. Wagner, hof Dr. Schwakenberg,
Dr. Birkenfeld Dr. Klenk
VI. Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanz¬























Richter a  Bundesfinanz¬
hof Dr. Müller-Eiselt
Richter a  Bundesfinanz¬
hof Dr. Dötsch
Richter a  Bundesfinanz¬
hof Spindler
Richter am Bundesfinanz¬









Ist auch der namentlich benannte Stellvertreter des zu entsen¬
denden Richters verhindert, so tritt ein anderes Mitglied des
beteiligten Senats, jeweils in der Reihenfolge des Dienstalters,
in den Gemeinsamen Senat ein.
D: Auflegung des Geschäftsverteilungsplans




des Bundesarbeitsgerichts für das Geschäftsjahr 1998
A. Vorbemerkungen
1. Die Zuständigkeit der Senate richtet sich nach der zu ent¬
scheidenden Rechtsfrage und nicht nach dem Streitgegenstand;
bei mehreren Rechtsfragen nach derjenigen, die als Schwer¬
punkt anzusehen ist. Maßgebend sind die angefochtene Ent¬
scheidung und die Rechtsmittelbegründung.
Prozessuale Fragen sowie Ausschluß- und Verjährungsfristen
bleiben außer Betracht.
Betreffen mehrere gleichgewichtige Rechtsfragen denselben
Streitgegenstand, ist der beteiligte Senat mit der niedrigsten
Ordnungszahl zuständig.
2. Ergeben sich Zweifel über die SenatsZuständigkeit, sind die
in Betracht kommenden Senate zu unterrichten. Sie entschei¬
den jeweils mit Mehrheit der Berufsrichter; bei überbesetzten
Senaten richtet sich die Heranziehung nach dem Dienstalter.
Stimmen die Senate nicht überein, entscheidet das Präsidium.
3. Solange die S enats Zuständigkeit nicht feststeht, überneh¬
men die Bearbeitung
3.1 im Urteilsverfahren
der Vierte Senat, soweit die Parteibezeichnung ergibt, daß
das Verfahren den Öffentlichen Dienst betrifft,
im übrigen der Fünfte Senat,
3.2 im Beschlußverfahren der Siebte Senat.
4. Nach Ablauf von 6 Monaten seit Eingang der Rechtsmittel¬
begründung bedarf es zur Änderung der Senats Zuständigkeit
eines Beschlusses des Präsidiums.
5. Bei einer Änderung der Geschäftsverteilung bleibt die
Zuständigkeit für bereits terminierte Sachen erhalten.
6. Ist in einem Verfahren, das bereits rechtskräftig erledi t
oder weggelegt wurde, noch etwas zu veranlassen (z. B. auf
Grund von Anfragen oder Beschwerden), bleibt es bei der frühe¬
ren Senatszuständigkeit.
7. Wird das Bundesarbeitsgericht nach § 82 Abs. 4 Satz 2
BVerfGG ersucht, seine Erwägungen zu einer für die Entschei¬
dung des Bundesverfassungsgerichts erheblichen Rechtsfrage
darzulegen, sind diejenigen Senate zur Stellungnahme berufen,
deren im Geschäftsverteilungsplan ausgewiesener Zuständig¬
keitsbereich durch die Rechtsfrage berührt wird. Ergibt sich
nach dem Geschäftsverteilungsplan keine besondere Zuständig¬
keit, sind alle Senate zur Stellungnahme berufen.
8. Rückzahlungsansprüche erledigt der Senat, der für die ent¬
sprechenden Leistungsansprüche zuständig wäre.
9. Nichtzulassungsbeschwerden erledigt der Senat, der für die
entsprechenden Urteils- und Bes chlußverf ahr en zuständig wäre.
Hinsichtlich der Zuständigkeit des Zweiten, Fünften und Siebten
Senats gilt folgende Ausnahme:
Die eingehenden Nichtzulassungsbeschwerden der drei Senate
werden gemeinsam erfaßt. Für den Eingang
in der 1. Dekade des Monats (1. bis 10.) ist der Zweite Senat,
in der 2. Dekade des Monats (11. bis 20.) ist der Fünfte Senat
und
in der 3. Dekade des Monats (21. bis Monatsende) ist der
Siebte Senat
zuständig.
B. Zuweisung der Geschäfte an die zehn Senate
des Bundesarbeitsgerichts für das Geschäftsjahr 1998
1. Dem Ersten Senat sind zu e iesen:
1.1 Urteils- und Beschlußverfahren, soweit sie das Betrieb sver-
fassungs- und Personalvertretungsrecht betreffen und nicht
andere Senate zuständig sind,
1.2 Urteils- und Bes chlußverf ahr en, soweit es sich um fol¬
gende Rechtsgebiete handelt:
1.2.1 Vereinigungsfreiheit,
1.2.2 T ariffähigkeit und T arifZuständigkeit,
1.2.3 Arbeitskampfrecht,
1.2.4 Unternehmensverfassungsrecht, soweit nicht andere
Senate zuständig sind,
1.3 Verfahren über die Anfechtung einer Präsidiumswahl,
1.4 Verfahren über die Amtsentbindung, die Amtsenthebung
und die Ordnungsgeldfestsetzung nach § 43 Abs. 3 ArbGG.
2. Dem Zweiten Senat sind zugewiesen:
Urteils- und Beschlußverfahren, soweit es sich um folgende
Rechtsgebiete handelt:
2.1 Beendigung des Arbeitsverhältnisses einschließlich des
Ausbildungsverhältnisses durch Kündigung oder in anderer
Weise sowie daran anschließende Ansprüche auf Weiterbe¬
schäftigung aus Annahmeverzug und auf Abfindungen nach
§§ 9,10 KSchG, soweit nicht der Siebte Senat nach 7.1.1 zustän¬
dig ist,
2.2 Ersetzung der Zustimmung zur Kündigung nach § 103
BetrVG.
3. Dem Dritten Senat sind zu ewiesen:
3.1 Urteils- und Bes chlußverf ähren, soweit es sich um Fragen
der Altersversorgung und der Lebensversicherung handelt, ein¬
schließlich Streitigkeiten um Versorgungsschäden,
3.2 Urteilsverfahren, soweit es sich um Fragen der Auslegung
von Tarifverträgen in der Privatwirts chaft handelt, gleichgültig,
ob die Tarifverträge unmittelbar oder aufgrund ArbeitsVertrags
Anwendung finden. Ausgenommen sind Rechtsstreitigkeiten,
für die nach 4.1.2 der Vierte Senat oder nach 10.3 der Zehnte
Senat zuständig ist, ferner Rechtsstreitigkeiten, in denen eine
gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien Partei ist.
Ausgenommen sind ferner Rechtsstreitigkeiten aus folgenden
Rechtsgebieten:
Begründung und Beendigung des Arb eits Verhältnis s es,




Entgeltfortzahlung bei Krankheit und für Feiertage,





4. Dem Vierten Senat sind zugewiesen:
4.1 Urteils- und Bes chlußverf ahren, soweit es sich um fol¬
gende Rechtsgebiete handelt:
4.1.1 T arifvertragsrecht,
,4.1.2 Streitigkeiten über die Ein-, Höher-, Um- und Rückgrup¬
pierung sowie Streitigkeiten, die die Beschäftigung von Arbeit¬
nehmern nach bestimmten Vergütungs- oder Lohngruppen zum
Gegenstand haben, mit Ausnahme der Streitigkeiten nach 10.3.
5. Dem Fünften Senat sind zugewiesen:
5.1 Urteilsverfahren, soweit es sich um folgende Rechtsgebiete
handelt:
5.1.1 Mutterschutz, soweit nicht nach 2. der Zweite Senat oder
nach 7.1 der Siebte Senat zuständig ist,
5.1.2 Berufsbildung,
5.1.3 Entgeltfortzahlung bei Krankheit und für Feiertage,
5.1.4 Arbeitnehmerstatus,
5.1.5 Entgelt für geleistete Arbeit, soweit nicht auf den in 3.2
und 6. genannten Regelungen beruhend, sowie mit Ausnahme
der Streitigkeiten nach 9.1.4,
5.1.6 Verpflichtung zur Arbeitsleistung, soweit nicht auf den
in 3.2 und 6. genannten Regelungen beruhend,
5.2 Verfahren nach §§ 17 ff. GVG,
5.3 Bestimmung des zuständigen Gerichts nach § 36 ZPO,
